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In Krisensituationen wird während des obligatorischen Schulunterrichts von der Kriseninterventionsstelle (KIS) 
eine umfassende Unterstützung angeboten, wenn die Bemühungen in der Schule zu keinem befriedigenden 
Erfolg geführt haben. Es wird dabei unterschieden zwischen "Krisenintervention vor Ort" und "schulexterner 
Unterstützung". 

Im Merkblatt "Support in schwierigen (Schul)-Situationen" werden dazu die wesentlichen Punkte im Detail 
ausgeführt. Die Möglichkeit einer "schulexternen Unterstützung" (Time-out) gilt gemäss den Ausführungen jedoch 
nur für Krisensituationen an der Volksschule. Der Schulausschluss an einer weiterführenden Schule nach §61 
Schulgesetz ist oft keine sinnvolle Problemlösungsstrategie in Krisensituationen, sondern hat unter Umständen 
die Entlassung der jungen Menschen ins Nichts zur Folge. Bei einer Lehrstellensuche haben von der Schule 
ausgeschlossene Schülerinnen und Schüler einen schweren Nachteil gegenüber regulären Schulabgehenden. 
Um doch noch zu einer gymnasialen Matur zu gelangen, werden oft lange Umwege über Privatschulen in Kauf 
genommen, da diese Schülerinnen und Schüler in keinem öffentlichen Gymnasium mehr aufgenommen werden. 
Dieser Umweg ist volkswirtschaftlich gesehen um einiges teurer als ein Time-out zur richtigen Zeit. 

Ein Time-out mit der Option beruflicher und persönlicher Reflexion, eventuell verbunden mit der Absolvierung 
einer Schnupperlehre könnte einen positiven Einfluss haben. Die Motivation für die Schule könnte wieder 
zurückkommen oder der Wunsch nach einer Berufslehre könnte geweckt werden. 

Die Unterzeichnenden bitten deshalb den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten, ob 

1. die Massnahmen an den weiterführenden Schulen (Zentrum für Brückenangebote, Fach- bzw. 
Wirtschaftsmittelschule, Gymnasien) in Krisensituationen ausreichend sind. 

2. eine "schulexterne Unterstützung" (Time-out)“ nicht auch an den weiterführenden Schulen eingeführt 
werden kann. 

3. es Gründe gegen eine "schulexterne Unterstützung (Time-out)" in den weiterführenden Schulen gibt. 

4. dargelegt werden kann, wie der Regierungsrat die bisherigen Erfahrungen mit der "schulexternen 
Unterstützung (Time-out)" an den Volksschulen beurteilt und ob es weiteren Handlungsbedarf gibt. 

Martin Lüchinger, Franziska Reinhard, Danielle Kaufmann, Franziska Roth-Bräm, Tanja Soland, 
Kerstin Wenk, Daniel Goepfert, Heidi Mück, Sarah Wyss, Mustafa Atici, Christian von Wartburg, 
Elias Schäfer, Martina Bernasconi 

 


